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1949 


Drudtsache Nr. 318 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
BK 58^/49 


Bonn, den 13. Dezember 1949 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anliegend übersende ich 


den Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von 
Kriegsfolgelasten im 2. Rechnungshalbjahr 1949 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. (Anlage 1) 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 9. Dezember 1949 nach 
der Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung ist mit den Abänderungsvorschlägen des Bundes- 
rates einverstanden. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung von Kriegsfolgelasten 
im 2. Rechnungshalbjahr 1949 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen; 


§ 1 

(1) Um die unterschiedliche Belastung der Länder mit Kriegs- 
folgelasten zu mildern, leisten die Länder Bremen, Elamburg, 
Nordrhein-Westfalen und Württemberg-Baden Beiträge an einen 
Ausgieichsstock, aus dem die Länder Bayern, Hessen, Nieder- 
sachsen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein Zuschüsse er- 
halten. 

(2) Der Ausgleichsstock wird vom Bundesminister der Finanzen 
verwaltet. 


§ 2 

Der Gesamtbetrag der an den Ausgleichsstock zu leistenden Bei- 
träge und der aus dem Ausgleichsstock zu leistenden Zuschüsse 
wird für die Zeit vom 1, Oktober 1949 bis 31. März 1950 auf 
30 Millionen Deutsche Mark bemessen. 


§ 3 

An den Ausgleichsstock werden monatlich Beiträge in folgender 


Höhe geleistet: 

1. von Bremen 

2. von Hamburg 

3. von Nordrhein-Westfalen 

4. von Württemberg-Baden 


ein Sechstel von 55 Mio DM 
ein Sechstel von 108 Mio DM 
ein Sechstel von 80,5 Mio DM 
ein Sechstel von 64,5 Mio DM 


§ 4 


Aus dem Ausgleichsstock erhalten monatliche Zuschüsse in fol- 


gender Höhe: 

1. Bayern 

ein 

Sechstel 

von 

45 

Mio DM 

2. Hessen 

ein 

Sechstel 

von 

20 

Mio DM 

3. Niedersachsen 

ein 

Sechstel 

von 

90 

Mio DM 

4. Rheinland-Pfalz 

ein 

Sechstel 

von 

43 

Mio DM 

5. Schleswig-Holstein 

ein 

Sechstel 

von 

110 

Mio DM 


§ 5 

(1) Die Beiträge sind bis zum 15. eines jeden Monats zu leisten. 

(2) Die Zuschüsse sind im Verhältnis der Beitragseingänge bis zum 
22. eines jeden Monats. zu leisten. 

(3) Aufrechnungen mit diesen Leistungen und gegen diese Lei- 
stungen sind nicht zulässig. 

(4) Die für die Zeit nach dem 1. Oktober 1949 auf Grund des Ge- 
setzes zur vorläufigen Regelung der Kriegsfolgelasten im Rech- 
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nungsjahr 1949 vom 6. August 1949 (Gesetzbl. der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets S. 235) geleisteten Zahlungen wer- 
den angerechnet. 


§ 6 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt mit Zustimmung des 
Finanzausschusses des Bundesrates die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Verwaltungsanordnungen. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt für die Zeit ab 1. Oktober 1949 an die Stelle 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Kriegsfolgelasten im 
Rechnungsjahr 1949 vom 6. August 1949 (Gesetzbl. der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes S. 235). 
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Begründung 


Die sehr unterschiedliche Belastung der Länder mit den Be- 
satzungskosten und den sonstigen Kriegsfolgelasten und die man- 
gelnde Leistungsfähigkeit einiger steuersdiwacher Länder be- 
gründet schon seit langer Zeit die Forderung nach einem Finanz- 
ausgleich zwischen den Ländern. Nachdem die langen und schwie- 
rigen Verhandlungen unter den Ländern des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes nicht zu einer völligen Einigung geführt hatten, 
kam das am 6. August 1949 verkündete Gesetz des Wirtschafts- 
rates zur vorläufigen Regelung der Kriegsfolgelasten im Rech- 
nungsjahr 1949 zustande, dessen Geltungsdauer bis zum 31. De- 
zember 1949 befristet ist. 

Dieser bisherige Ausgleich, der auch nur als „vorläufig“ be- 
zeichnet ist, muß schon mit Wirkung ab 1. Oktober 1949 durch 
eine neue Regelung ersetzt werden, die für das Rechnungsjahr 

1949 endgültige Verhältnisse schafft. Denn die in Artikel 120 des 
Grundgesetzes angeordnete Übernahme der Besatzungskosten und 
der sonstigen inneren und äußeren Kriegsfolgelasten und der 
entsprechenden Einnahmen (vgl. Artikel 106 Absatz 1) auf den 
Bund soll nach einem Beschluß der Ministerpräsidentenkonferenz 
vom Sommer 1949 erst zum 1. April 1950 erfolgen, einmal aus 
haushaltstechnischen Gründen und zum anderen, weil der Umfang 
und die Begrenzung der zu übernehmenden Lasten erst durch das 
in Artikel 120 vorgesehene Bundesgesetz zu bestimmen sind. 

Der neue Finanzausgleich muß daher alsbald, und zwar mit 
Wirkung ab 1. Oktober 1949 die 3 Länder der französischen Zone 
einbeziehen und muß ferner, damit der Eintritt eines gesetzlosen 
Zustandes am 1. Januar 1950 vermieden wird, für die Zeit bis 
31. März 1950 eine gesetzliche Regelung treffen. 

Da die Aufbringung der erforderlichen Mittel bis zum 31. März 

1950 nur die Länderhaushalte betrifft, hat der Bundesminister der 
Finanzen mit dem Finanzausschuß des Bundesrates Verhandlungen 
über eine neue gesetzliche Regelung aufgenommen und dem Fi- 
nanzausschuß einen Finanzausgleichsplan mit konstruktivem Auf- 
bau vorgelegt. Ein ähnlicher Plan lag von seiten des Sekreiariafs 
des Länderrates vor. Beide Pläne erfüllten die in Artikel 106 
Absatz 4 des Grundgesetzes vorgeschriebenen Voraussetzungen, in- 
dem sie von der Umsatzsteuer und den Verbrauchsteuern als 
Quellen der Ausgleichsleistungen ausgingen und indem sie die 
Höhe der Beiträge der gebenden Länder und der Zuschüsse der 
empfangenden Länder nach einer systematischen Schlüsselung er- 
mittelten, bei der teils die steuerliche Leistungsfähigkeit, teils der 
nach objektiven Tatbeständen (veredelte Bevölkerungszahl, Zu- 
wanderungsquote usw.) ermittelte Finanzbedarf der Länder zu- 
grunde gelegt wurde. Der Finanzausschuß hat die Ergebnisse 
weder des einen noch des anderen Planes voll übernommen. Er 
entschloß sich vielmehr, grundsätzlich auch für das 2. Halbjahr des 
Rechnungsjahres 1949 den zahlenmäßigen Ausgleichsplan nach dem 
Gesetz vom 6. August 1949 zu übernehmen, der sich zahlenmäßig 
an eine bestimmte Schlüsselung nur angelehnt hat. In ähnlicher 
Weise kam man jetzt durch Mehrheitsbeschluß zu einem Er- 
gebnis über die neuen zahlenmäßigen Leistungen, die insbeson- 
dere durch die Einbeziehung der Länder der französischen Zone 
und ferner dadurch erforderlich wurden, daß sich die Notwendig- 
keit ergab, Hessen aus einem beitragspflichtigen Land zu einem 
zuschußempfangenden zu machen. 

Das Ergebnis ist Inhalt dieser Gesetzesvorlage. 
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Im einzelnen 


Zu § 1 und 2: 

Durch die Bezeichnung des Gesetzes und durch die Fassung des 
§ 2 kommt zum Ausdruck, daß es sich um eine endgültige Rege- 
lung für das Rechnungsjahr 1949 handelt. 

Zu § 3 und 4: 

Die erheblich höhere als im Gesetz vom 6, August 1949 vorge- 
sehene Leistung von ^^ordrhein-Westfalen ohne die eine aus- 
reichende Berücksichtigung von Rheinland-Pfalz nicht möglich 
wäre, ist das Ergebnis der Verhandlungen im Finanzausschuß des 
Bundesrates. Ohne die vorgeschlagene höhere Heranziehung von 
Bremen und Hamburg würde die Beibehaltung der bisherigen Zu- 
schüsse an Niedersachsen und die Gewährung eines Zuschusses 
an Hessen nicht möglich sein. Sie rechtfertigt sich in der Haupt- 
sache auf Grund des besonders hohen Tabaksteueraufkommens in 
den Ländern Bremen und Hamburg, deren Aufkommen je Ein- 
wohner den Bundesdurchschnitt um das 9- resp. 7fache übertrifft. 

Zu § 7: 

Durch die Fassung wird klargestellt, daß die auf dem vorläu- 
figen Charakter des Gesetzes vom 6. August 1949 beruhenden Son- 
derbestimmungen (nämlich die in § 4 enthaltene sogenannte Nie- 
dersachsenklausel und die in § 6 enthaltene Revisionsklausel) mit 
dem 1. Oktober 1949 in Wegfall kommen. 
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A n 1 a g e 2 


Der Präsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 10. Dezember 1949 
Bundeshaus 


An den 

Herrn Bundeskanzler 
Bonn 

Bundeskanzleramt 

Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Kriegs- 
folgelasten im 2. Rechnungshalbjahr 1949. 


Auf das Schreiben vom 1. Dezember 1949, BK 585/49 — hier 
eingegangen am 2. Dezember 1949 — beehre ich mich, Ihnen mitzu- 
teilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner Sitzung vom 9. De- 
zember 1949 gemäß Art. 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen 
hat, dem Entwurf zuzustimmen mit der Maßgabe folgender Ände- 
rungen: 

Im § 2 ist der Betrag von 308 Millionen D-Mark 

auf 307,5 Millionen D-Märk zu ändern. 

Im § 3 ist der Betrag von 80,5 Millionen D-Mark 

auf 80 Millionen D-Mark zu ändern. 

Im § 4 ist der Betrag von 43 Millionen D-Mark 

auf 42,5 Millionen D-Mark zu ändern. 

Im § 6 sind die Worte ,,des Finanzausschusses“ zu streichen. 

Arnold 
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